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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 Artikel 1 
Änderung des GmbH-Gesetzes Änderung des GmbH-Gesetzes 

§ 4. § 4. 
(1) bis (2) … (1) bis (2) … 
(3) Der Gesellschaftsvertrag bedarf der Form eines Notariatsakts. Die 

Unterzeichnung durch Bevollmächtigte setzt eine besondere, auf dieses einzelne 
Geschäft ausgestellte beglaubigte Vollmacht voraus, die dem Vertrage 
anzuschließen ist. 

(3) Der Gesellschaftsvertrag bedarf der Form eines Notariatsakts, wobei 
dieser auch elektronisch unter Nutzung einer elektronischen 
Kommunikationsmöglichkeit (§ 69b NO) errichtet werden kann. Die 
Unterzeichnung durch Bevollmächtigte setzt eine besondere, auf dieses einzelne 
Geschäft ausgestellte beglaubigte Vollmacht voraus, die dem Vertrage 
anzuschließen ist. 

§ 127. § 127. 
(1) bis (24) … (1) bis (24) … 

 (25) § 4 Abs. 3 in der Fassung des Elektronische Notariatsform-
Gründungsgesetzes, BGBl. I Nr. xx/20xx, tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 

Artikel 2 Artikel 2 
Änderung der Notariatsordnung Änderung der Notariatsordnung 

§ 36a. (1) bis (2) ... § 36a. (1) bis (2) ... 
(3) Der Notar hat ferner eine Analyse und Bewertung des für ihn 

bestehenden Risikos der Inanspruchnahme seiner Tätigkeit zu Zwecken der 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
durchzuführen, wobei dies in einem angemessenen Verhältnis zu seiner konkreten 
Geschäftstätigkeit und Art und Größe seiner Kanzlei zu stehen hat. 
Risikofaktoren, die sich bezogen auf seine Kunden, auf bestimmte Länder und 
geografische Gebiete oder auf bestimmte Produkte, Dienstleistungen, 
Transaktionen oder Vertriebskanäle ergeben, sind dabei besonders zu 
berücksichtigen. Diese Risikobewertungen sind vom Notar aufzuzeichnen, auf 

(3) Der Notar hat ferner eine Analyse und Bewertung des für ihn 
bestehenden Risikos der Inanspruchnahme seiner Tätigkeit zu Zwecken der 
Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) 
durchzuführen, wobei dies in einem angemessenen Verhältnis zu seiner konkreten 
Geschäftstätigkeit und Art und Größe seiner Kanzlei zu stehen hat. 
Risikofaktoren, die sich bezogen auf seine Kunden, auf bestimmte Länder und 
geografische Gebiete oder auf bestimmte Produkte, Dienstleistungen, 
Transaktionen oder Vertriebskanäle ergeben, sind dabei besonders zu 
berücksichtigen. Diese Risikobewertungen sind vom Notar aufzuzeichnen, auf 
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aktuellem Stand zu halten und auf Anforderung der Notariatskammer zur 
Verfügung zu stellen. Tatsachen, die der Notar unter den in § 36c Abs. 1 zweiter 
Satz genannten Voraussetzungen erfahren hat, müssen nicht in die schriftlichen 
Risikobewertungen aufgenommen werden. 

aktuellem Stand zu halten und auf Anforderung der Notariatskammer zur 
Verfügung zu stellen. Tatsachen, die der Notar unter den in § 36c Abs. 1 dritter 
Satz genannten Voraussetzungen erfahren hat, müssen nicht in die schriftlichen 
Risikobewertungen aufgenommen werden. 

(4) ... (4) ... 
§ 36b. (1) bis (6) ... § 36b. (1) bis (6) ... 
(7) Ist der Notar nicht oder nicht mehr in der Lage, die Identität der Partei 

und jene des wirtschaftlichen Eigentümers festzustellen und zu prüfen oder 
Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der Geschäftsbeziehung 
einzuholen, darf das Auftragsverhältnis nicht begründet und die Transaktion nicht 
durchgeführt werden; eine bereits bestehende Geschäftsbeziehung ist zu beenden. 
Überdies ist eine Meldung an den Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) in Erwägung zu ziehen. Kommt die Partei mutwillig 
einem berechtigten Auskunftsverlangen des Notars im Rahmen seiner 
Identifizierungsverpflichtung nicht nach, so ist der Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) zu verständigen. § 36c Abs. 1 zweiter Satz gilt 
sinngemäß. 

(7) Ist der Notar nicht oder nicht mehr in der Lage, die Identität der Partei 
und jene des wirtschaftlichen Eigentümers festzustellen und zu prüfen oder 
Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der Geschäftsbeziehung 
einzuholen, darf das Auftragsverhältnis nicht begründet und die Transaktion nicht 
durchgeführt werden; eine bereits bestehende Geschäftsbeziehung ist zu beenden. 
Überdies ist eine Meldung an den Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) in Erwägung zu ziehen. Kommt die Partei mutwillig 
einem berechtigten Auskunftsverlangen des Notars im Rahmen seiner 
Identifizierungsverpflichtung nicht nach, so ist der Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) zu verständigen. § 36c Abs. 1 dritter Satz gilt 
sinngemäß. 

(8) Der Notar hat den Umfang der ihn nach den voranstehenden Absätzen 
treffenden Pflichten anhand einer von ihm vorzunehmenden risikoorientierten 
Beurteilung zu bestimmen, wobei bei dieser Beurteilung und Bewertung der 
Risiken von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB) zumindest der Zweck des Geschäfts oder der Geschäftsbeziehung, die 
Höhe der von einem Kunden aufgewendeten Vermögenswerte oder der Umfang 
der ausgeführten Transaktionen sowie die Regelmäßigkeit oder die Dauer der 
Geschäftsbeziehung zu berücksichtigen sind; jedenfalls Bedacht zu nehmen hat 
der Notar dabei ferner auf die in den Anlagen II und III zum Bundesgesetz zur 
Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung im Finanzmarkt 
(FM-GwG) dargelegten Faktoren für ein potenziell geringeres oder höheres 
Risiko. Die Angemessenheit dieser Maßnahmen hat der Notar der 
Notariatskammer über deren Aufforderung entsprechend darzulegen. Tatsachen, 
die der Notar unter den in § 36c Abs. 1 zweiter Satz genannten Voraussetzungen 
erfahren hat, sind davon nicht umfasst. 

(8) Der Notar hat den Umfang der ihn nach den voranstehenden Absätzen 
treffenden Pflichten anhand einer von ihm vorzunehmenden risikoorientierten 
Beurteilung zu bestimmen, wobei bei dieser Beurteilung und Bewertung der 
Risiken von Geldwäscherei (§ 165 StGB) und Terrorismusfinanzierung (§ 278d 
StGB) zumindest der Zweck des Geschäfts oder der Geschäftsbeziehung, die 
Höhe der von einem Kunden aufgewendeten Vermögenswerte oder der Umfang 
der ausgeführten Transaktionen sowie die Regelmäßigkeit oder die Dauer der 
Geschäftsbeziehung zu berücksichtigen sind; jedenfalls Bedacht zu nehmen hat 
der Notar dabei ferner auf die in den Anlagen II und III zum Bundesgesetz zur 
Verhinderung der Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung im Finanzmarkt 
(FM-GwG) dargelegten Faktoren für ein potenziell geringeres oder höheres 
Risiko. Die Angemessenheit dieser Maßnahmen hat der Notar der 
Notariatskammer über deren Aufforderung entsprechend darzulegen. Tatsachen, 
die der Notar unter den in § 36c Abs. 1 dritter Satz genannten Voraussetzungen 
erfahren hat, sind davon nicht umfasst. 

(9) Soweit der Notar weiß, den Verdacht oder berechtigten Grund zu der (9) Soweit der Notar weiß, den Verdacht oder berechtigten Grund zu der 
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Annahme hat, dass das Geschäft der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dient oder damit im Zusammenhang 
steht, und er gleichzeitig Grund zu der Annahme hat, dass die Partei durch die 
Durchführung der von ihm nach dieser Bestimmung zu setzenden Schritte 
Kenntnis von dem gegen sie bestehenden Verdacht erhalten würde, ist der Notar 
nicht verpflichtet, die in Entsprechung seiner Identifizierungs- und sonstigen 
Sorgfaltspflichten getroffenen Maßnahmen fortzusetzen und zu beenden. Er hat 
aber unverzüglich eine Meldung an den Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) zu erstatten, soweit nicht die Voraussetzungen nach 
§ 36c Abs. 1 zweiter Satz erfüllt sind; § 36c Abs. 2 ist anzuwenden. 

Annahme hat, dass das Geschäft der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder der 
Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) dient oder damit im Zusammenhang 
steht, und er gleichzeitig Grund zu der Annahme hat, dass die Partei durch die 
Durchführung der von ihm nach dieser Bestimmung zu setzenden Schritte 
Kenntnis von dem gegen sie bestehenden Verdacht erhalten würde, ist der Notar 
nicht verpflichtet, die in Entsprechung seiner Identifizierungs- und sonstigen 
Sorgfaltspflichten getroffenen Maßnahmen fortzusetzen und zu beenden. Er hat 
aber unverzüglich eine Meldung an den Bundesminister für Inneres 
(Bundeskriminalamt, Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 
Bundeskriminalamt-Gesetz) zu erstatten, soweit nicht die Voraussetzungen nach 
§ 36c Abs. 1 dritter Satz erfüllt sind; § 36c Abs. 2 ist anzuwenden. 

(10) bis (11) ... (10) bis (11) ... 
§ 36c. (1) bis (4) ... § 36c. (1) bis (4) ... 
(5) Zur Wahrnehmung der ihm nach Abs. 1 bis 4 sowie § 36b zukommenden 

Aufgaben ist der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) 
ermächtigt, die erforderlichen Daten von natürlichen und juristischen Personen 
sowie von sonstigen Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit zu ermitteln und 
gemeinsam mit Daten, die er in Vollziehung von Bundes- oder Landesgesetzen 
verarbeitet hat oder verarbeiten darf, in einer Datenanwendung zu verarbeiten, 
soweit diese den Betroffenenkreisen und Datenarten der Anlage 1, SA037 der 
Standard- und Muster-Verordnung 2004 – StMV, BGBl. II Nr. 312/2004, 
entsprechen. Die Daten sind zu löschen, sobald sie für die Erfüllung der 
Aufgaben nicht mehr benötigt werden, längstens jedoch nach fünf Jahren. 
Übermittlungen sind nach Maßgabe des § 4 Abs. 2 Z 1 und 2 Bundeskriminalamt-
Gesetz zulässig. 

(5) Zur Wahrnehmung der ihm nach Abs. 1 bis 4 sowie § 36b zukommenden 
Aufgaben ist der Bundesminister für Inneres (Bundeskriminalamt, 
Geldwäschemeldestelle gemäß § 4 Abs. 2 Bundeskriminalamt-Gesetz) 
ermächtigt, die erforderlichen Daten von natürlichen und juristischen Personen 
sowie von sonstigen Einrichtungen mit Rechtspersönlichkeit zu ermitteln und 
gemeinsam mit Daten, die er in Vollziehung von Bundes- oder Landesgesetzen 
verarbeitet hat oder verarbeiten darf, zu verarbeiten. Die Daten sind zu löschen, 
sobald sie für die Erfüllung der Aufgaben nicht mehr benötigt werden, längstens 
jedoch nach fünf Jahren. Übermittlungen sind nach Maßgabe des § 4 Abs. 2 Z 1 
und 2 Bundeskriminalamt-Gesetz zulässig. 

 § 69b. (1) Soweit dies gesetzlich vorgesehen ist, kann ein Notariatsakt nach 
Maßgabe der verfügbaren technischen Voraussetzungen auch elektronisch unter 
Nutzung einer elektronischen Kommunikationsmöglichkeit errichtet werden. Für 
die Errichtung gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die 
Aufnahme eines elektronisch errichteten Notariatsakts mit den sich aus Abs. 2 bis 
4 ergebenden Abweichungen. 

 (2) Der Notar hat bei einer nicht physisch anwesenden Partei durch 
Sicherungsmaßnahmen dafür zu sorgen, dass die Feststellung und Prüfung der 
Identität der Partei unter Verwendung eines elektronischen Verfahrens auf 
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sichere und zweifelsfreie Weise erfolgen, dies 

  1. anhand eines amtlichen Lichtbildausweises (§ 36b Abs. 2 zweiter Satz) 
im Rahmen eines videogestützten elektronischen Verfahrens oder 

  2. durch ein gesetzlich vorgesehenes Verfahren, mit dem gesichert dieselbe 
Information wie mit der Vorlage eines amtlichen Lichtbildausweises zur 
Verfügung gestellt wird (elektronischer Ausweis). 

 Der Bundesminister für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz hat mit 
Verordnung festzulegen, welche Maßnahmen zum Ausgleich des insofern 
potenziell bestehenden erhöhten Risikos der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder 
der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) erforderlich sind, unter welchen 
Voraussetzungen sich der Notar für eine solche Identitätsfeststellung und –
prüfung eines Dienstleisters bedienen kann und welche Anforderungen an die 
Datensicherheit, an die Fälschungssicherheit und an die Verlässlichkeit der 
Personen, die den Identifikationsvorgang konkret durchführen, erfüllt sein 
müssen. Die näheren technischen Voraussetzungen für die Verfahren nach Z 1 
und 2 sind in Richtlinien der Österreichischen Notariatskammer zu regeln. Die 
endgültige Verantwortung für die Erfüllung der Pflicht zur Identifizierung 
verbleibt beim Notar. Sämtliche der bei der Feststellung und Prüfung der 
Identität der Partei unter Verwendung eines elektronischen Verfahrens 
erhobenen Daten und aufgezeichneten Vorgänge müssen dem Notar zur 
Sicherstellung der Erfüllung der ihn treffenden Sorgfaltspflichten unmittelbar zur 
Verfügung stehen.. Ist dem Notar anhand dessen eine abschließende Erfüllung 
der ihn treffenden Identifizierungs- und sonstigen Sorgfaltspflichten nicht 
möglich, so hat die Aufnahme des Notariatsakts unter Nutzung einer 
elektronischen Kommunikationsmöglichkeit zu unterbleiben. 

 (3) Bei der Aufnahme des Notariatsakts müssen alle Parteien 
ununterbrochen entweder physisch vor dem Notar anwesend oder mit dem Notar 
und den anderen Parteien unter Nutzung einer elektronischen 
Kommunikationsmöglichkeit durch eine optische und akustische Zweiweg-
Verbindung in Echtzeit verbunden sein. Wird die Verbindung vorübergehend 
unterbrochen, so hat der Notar mit der Errichtung des Notariatsakts innezuhalten 
und erst dann fortzufahren, wenn die Verbindung wieder vollständig hergestellt 
ist. 

 (4) § 68 gilt mit der Maßgabe, dass die unter Nutzung einer elektronischen 
Kommunikationsmöglichkeit verbundene Partei ihre elektronische Signatur 
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(Art. 3 Z 10 eIDAS-VO) dem Notariatsakt zeitlich vor einer allenfalls physisch 
vor dem Notar anwesenden Partei beizufügen hat. Zusätzlich zu den Angaben 
nach § 68 Abs. 2 hat der Notar im Notariatsakt auch anzuführen, dass der 
Notariatsakt unter Nutzung einer elektronischen Kommunikationsmöglichkeit 
durch eine optische und akustische Zweiweg-Verbindung zustande gekommen ist 
und welche Partei sich derart an der Aufnahme des Notariatsakts beteiligt hat; 
für den Fall des Fehlens dieser Angabe gilt § 68 Abs. 2 letzter Satz sinngemäß. 

 (5) Soweit personenbezogene Daten nach dieser Bestimmung verarbeitet 
werden, geschieht dies in Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe nach § 1, 
aufgrund der Verpflichtung des Notars zur Identifikation der Parteien sowie zum 
Zweck der Verhinderung oder Bekämpfung der Geldwäscherei (§ 165 StGB) oder 
der Terrorismusfinanzierung (§ 278d StGB) nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes. 

Beglaubigung von Unterschriften und Handzeichen sowie der Echtheit der 
Schrift 

Beglaubigung von Unterschriften und Handzeichen sowie der Echtheit der 
Schrift 

§ 79. (1) Der Notar kann die Echtheit einer händischen Unterschrift 
(firmenmäßigen Zeichnung) oder eines Handzeichens auf einer Papierurkunde 
beziehungsweise die Echtheit einer elektronischen Signatur (firmenmäßigen 
Zeichnung) auf einer elektronisch errichteten Urkunde beurkunden, wenn die 
Partei 

§ 79. (1) Der Notar kann die Echtheit einer händischen Unterschrift 
(firmenmäßigen Zeichnung) oder eines Handzeichens auf einer Papierurkunde 
beziehungsweise die Echtheit einer elektronischen Signatur (firmenmäßigen 
Zeichnung) auf einer elektronisch errichteten Urkunde beurkunden, wenn die 
Partei 

 1. ihre Identität und gegebenenfalls auch ihr Geburtsdatum durch eines der 
im § 55 genannten Mittel ausweist und 

 1. ihre Identität und gegebenenfalls auch ihr Geburtsdatum durch eines der 
im § 55 genannten Mittel ausweist, 

  2. dem Notar gegenüber erklärt, dass sie den Inhalt der Urkunde kennt und 
deren Unterfertigung (Signierung) frei von Zwang erfolgt, 

 2. im Falle der Verwendung einer elektronischen Signatur auch nachweist, 
dass die elektronische Signatur ihr zugeordnet ist, und 

 3. im Falle der Verwendung einer elektronischen Signatur auch nachweist, 
dass die elektronische Signatur ihr zugeordnet ist, und 

 3. sie die Unterschrift oder das Handzeichen beziehungsweise die Signatur 
vor dem Notar setzt oder ausdrücklich anerkennt, dass die Unterschrift 
oder das Handzeichen oder die Signatur von ihr stammt. 

 4. sie die Unterschrift oder das Handzeichen beziehungsweise die Signatur 
vor dem Notar setzt oder ausdrücklich anerkennt, dass die Unterschrift 
oder das Handzeichen oder die Signatur von ihr stammt. 

(2) Die Echtheit einer händischen Unterschrift (firmenmäßigen Zeichnung) 
von gesetzlichen Vertretern oder Prokuristen von Gebietskörperschaften, 
verstaatlichten Unternehmen oder sonstigen unter öffentlicher Aufsicht stehenden 
juristischen Personen kann der Notar auch dann beurkunden, wenn die 
betreffende Person die Echtheit dem Notar gegenüber schriftlich anerkennt und 
von ihr bei dem Notar eine für künftige Beglaubigungen abgegebene, von ihm 

(2) Die Echtheit einer händischen Unterschrift (firmenmäßigen Zeichnung) 
von gesetzlichen Vertretern oder Prokuristen von Gebietskörperschaften, 
verstaatlichten Unternehmen, sonstigen unter öffentlicher Aufsicht stehenden 
juristischen Personen oder der Kontrolle des Rechnungshofes oder eines 
Landesrechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern kann der Notar auch dann 
beurkunden, wenn die betreffende Person die Echtheit dem Notar gegenüber 
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beglaubigte und entgegengenommene Musterunterschrift aufliegt. Dies gilt auch 
für Handlungsbevollmächtigte der im ersten Satz angeführten juristischen 
Personen, sofern diese durch eine beim Notar aufliegende beglaubigte Vollmacht 
ausgewiesen sind. 

schriftlich anerkennt und von ihr bei dem Notar eine für künftige Beglaubigungen 
abgegebene, von ihm beglaubigte und entgegengenommene Musterunterschrift 
aufliegt. Dies gilt auch für Handlungsbevollmächtigte der im ersten Satz 
angeführten juristischen Personen oder der Kontrolle des Rechnungshofes oder 
eines Landesrechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern, sofern diese durch 
eine beim Notar aufliegende beglaubigte Vollmacht ausgewiesen sind. 

(2a) Die Echtheit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
(firmenmäßigen Zeichnung) von gesetzlichen Vertretern oder Prokuristen von 
Gebietskörperschaften, verstaatlichten Unternehmen oder sonstigen unter 
öffentlicher Aufsicht stehenden juristischen Personen kann der Notar auch dann 
beurkunden, wenn 

(2a) Die Echtheit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
(firmenmäßigen Zeichnung) von gesetzlichen Vertretern oder Prokuristen von 
Gebietskörperschaften, verstaatlichten Unternehmen,sonstigen unter öffentlicher 
Aufsicht stehenden juristischen Personen oder der Kontrolle des Rechnungshofes 
oder eines Landesrechnungshofes unterliegenden Rechtsträgern kann der Notar 
auch dann beurkunden, wenn 

 1. bis 3. …  1. bis 3. … 
(3) bis (4) … (3) bis (4) … 
(5) Die Beurkundung geschieht durch einen Vermerk, der die Geschäftszahl 

des Beurkundungsregisters, den Vor- und Familiennamen der Partei, 
gegebenenfalls auch deren Geburtsdatum, und die Bestätigung der Echtheit der 
Unterschrift (firmenmäßigen Zeichnung) oder des Handzeichens zu enthalten hat. 

(5) Die Beurkundung geschieht durch einen Vermerk, der 

  1. die Geschäftszahl des Beurkundungsregisters, 
  2. den Vor- und Familiennamen der Partei, gegebenenfalls auch deren 

Geburtsdatum, 
  3. die Bestätigung der Abgabe der Erklärung der Partei nach Abs. 1 Z 2 

und 
  4. die Bestätigung der Echtheit der Unterschrift (firmenmäßigen 

Zeichnung) oder des Handzeichens 
 zu enthalten hat. 

Die Anschrift der Partei ist nach deren Angaben beizufügen. Ist die Urkunde 
für das Ausland bestimmt, so kann der Notar auf Antrag auch die nach dem Recht 
des Vorlagestaates eingehaltenen Förmlichkeiten sowie hiezu von der Partei 
abgegebene kurze Erklärungen und erforderlichenfalls auch die von ihm im 
Hinblick auf dieses Recht vorgenommenen inhaltlichen Prüfungen und 
Belehrungen in den Vermerk aufnehmen. Der Beurkundungsvermerk ist auf der 
Papierurkunde händisch anzubringen beziehungsweise dem Text der elektronisch 
errichteten Urkunde beizufügen. 

Die Anschrift der Partei ist nach deren Angaben beizufügen. Ist die Urkunde 
für das Ausland bestimmt, so kann der Notar auf Antrag auch die nach dem Recht 
des Vorlagestaates eingehaltenen Förmlichkeiten sowie hiezu von der Partei 
abgegebene kurze Erklärungen und erforderlichenfalls auch die von ihm im 
Hinblick auf dieses Recht vorgenommenen inhaltlichen Prüfungen und 
Belehrungen in den Vermerk aufnehmen. Der Beurkundungsvermerk ist auf der 
Papierurkunde händisch anzubringen beziehungsweise dem Text der elektronisch 
errichteten Urkunde beizufügen. 
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(6) Der Notar hat von dem Inhalte der Urkunde nur soweit Kenntnis zu 

nehmen, als dies für den Beurkundungsvermerk und für die Eintragung in das 
Beurkundungsregister notwendig ist. Für den Inhalt der Urkunde oder die 
Berechtigung der Partei ist der Notar nicht verantwortlich. § 34 findet keine 
Anwendung. 

(6) Der Notar hat von dem Inhalte der Urkunde nur soweit Kenntnis zu 
nehmen, als dies für den Beurkundungsvermerk,für die Eintragung in das 
Beurkundungsregister und für die Vornahme der Beurteilung nach § 34 Abs. 1 
notwendig ist. Für den Inhalt der Urkunde oder die Berechtigung der Partei ist der 
Notar über die ihn nach § 34 treffenden Pflichten hinaus nicht verantwortlich. 

(7) bis (8) … (7) bis (8) … 
 (9) Abweichend von Abs. 1 Z 1 und 3 kann der Notar für den Fall, dass die 

Errichtung eines elektronischen Notariatsakts unter Nutzung einer elektronischen 
Kommunikationsmöglichkeit (§ 69b) gesetzlich vorgesehen und im unmittelbaren 
Zusammenhang mit dem betreffenden Rechtsgeschäft auch die Beglaubigung der 
Echtheit einer händischen Unterschrift oder einer elektronischen Signatur 
erforderlich ist, unter sinngemäßer Anwendung des § 69b Abs. 2 und 3 auch die 
Echtheit der Unterschrift oder der elektronischen Signatur einer nicht physisch 
anwesenden Partei beurkunden. Der Notar muss dabei mit der Partei vor und 
während ihrer Unterschrifts- oder Signaturleistung unter Nutzung einer 
elektronischen Kommunikationsmöglichkeit durch eine optische und akustische 
Zweiweg-Verbindung ununterbrochen und solange verbunden sein, dass von ihm 
der Vorgang der Anbringung der händischen Unterschrift oder der 
elektronischen Signatur eindeutig und lückenlos mitverfolgt werden kann. Bei 
einer händischen Unterschrift hat die Partei dem elektronischen Abbild des von 
ihr unterfertigten Dokuments auch ihre elektronische Signatur beizufügen. 
Zusätzlich zu den sonstigen Voraussetzungen hat der Notar vor der Beglaubigung 
der Echtheit einer Unterschrift auch einen optischen Vergleich zwischen dem an 
ihn elektronisch übermittelten Dokument und der der Partei nach der Anbringung 
der Unterschrift vorliegenden Urkunde vorzunehmen. Der vom Notar 
anzubringende Beglaubigungsvermerk (Abs. 5) hat auch die Angabe zu enthalten, 
dass die Beglaubigung auf der Grundlage dieser Bestimmung unter Nutzung 
einer elektronischen Kommunikationsmöglichkeit durch eine optische und 
akustische Zweiweg-Verbindung zustande gekommen ist. 

§ 140a. (1) … § 140a. (1) … 
(2) Zu ihrem Wirkungsbereich gehören besonders (2) Zu ihrem Wirkungsbereich gehören besonders 

 1. bis 7. …  1. bis 7. … 
 8. die Erlassung von Richtlinien über die Anrechenbarkeit von Zeiten der 

im § 6 Abs. 3 Z 1 genannten Art, über die Berücksichtigung eines 
weiteren Studiums und einer Dolmetscherbefähigung nach § 11 Abs. 3, 

 8. die Erlassung von Richtlinien über die Anrechenbarkeit von Zeiten der 
im § 6 Abs. 3 Z 1 genannten Art, über die Berücksichtigung eines 
weiteren Studiums und einer Dolmetscherbefähigung nach § 11 Abs. 3, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
über die Anwendung von Tarifbestimmungen, über die Buchführung und 
Kassagebarung, über die Vorgangsweise bei notariellen 
Treuhandschaften, über die Beurkundungen nach § 76 Abs. 1 lit. l, über 
Form und Inhalt des Beurkundungsregisters, des Unterschriftenregisters 
und des Geschäftsregisters, über die Tätigkeit der Notare bei Abfragen 
aus den mittels automationsunterstützter Datenverarbeitung geführten 
öffentlichen Registern sowie aus den in den §§ 140b ff geregelten 
Registern und Archiven und über deren Führung durch die 
Österreichische Notariatskammer, über das Verhalten und die 
Berufsausübung der Standesmitglieder, auch in ihrer Eigenschaft als vom 
Gericht bestellte Vertreter, über die Vertragsbedingungen der 
Haftpflichtversicherung nach § 30, insbesondere auch hinsichtlich des 
Deckungsumfangs und eines Selbstbehalts, über die Erstattung 
statistischer Ausweise durch die Notare über die von ihnen im Lauf eines 
jeden Jahres vorgenommenen notariellen Amtshandlungen und über ihre 
Amtshandlungen als Gerichtskommissäre, über die Ausstellung von 
Ausweisen für Notare und Notariatskandidaten durch die 
Notariatskammer, über die Ausbildung von Notariatskandidaten, im 
besonderen über Art, Umfang und Gegenstand der 
Ausbildungsveranstaltungen, an denen ein Notariatskandidat als 
Voraussetzung für die Zulassung zur Notariatsprüfung teilzunehmen hat, 
über sonstige verpflichtende Aus- und Fortbildungsveranstaltungen für 
Notariatskandidaten, über verpflichtende Fortbildungsveranstaltungen für 
Notare sowie über die Schaffung von Einrichtungen der 
Personenversicherung nach Z 5; 

über die Anwendung von Tarifbestimmungen, über die Buchführung und 
Kassagebarung, über die Vorgangsweise bei notariellen 
Treuhandschaften, über die näheren technischen Voraussetzungen für die 
Verfahren nach § 69b Abs. 2 Z 1 und 2, insbesondere über die dabei zu 
verwendenden Schnittstellen und einzuhaltenden technischen 
Sicherungsverfahren, über die Beurkundungen nach § 76 Abs. 1 lit. l, 
über Form und Inhalt des Beurkundungsregisters, des 
Unterschriftenregisters und des Geschäftsregisters, über die Tätigkeit der 
Notare bei Abfragen aus den mittels automationsunterstützter 
Datenverarbeitung geführten öffentlichen Registern sowie aus den in den 
§§ 140b ff geregelten Registern und Archiven und über deren Führung 
durch die Österreichische Notariatskammer, über das Verhalten und die 
Berufsausübung der Standesmitglieder, auch in ihrer Eigenschaft als vom 
Gericht bestellte Vertreter, über die Vertragsbedingungen der 
Haftpflichtversicherung nach § 30, insbesondere auch hinsichtlich des 
Deckungsumfangs und eines Selbstbehalts, über die Erstattung 
statistischer Ausweise durch die Notare über die von ihnen im Lauf eines 
jeden Jahres vorgenommenen notariellen Amtshandlungen und über ihre 
Amtshandlungen als Gerichtskommissäre, über die Ausstellung von 
Ausweisen für Notare und Notariatskandidaten durch die 
Notariatskammer, über die Ausbildung von Notariatskandidaten, im 
besonderen über Art, Umfang und Gegenstand der 
Ausbildungsveranstaltungen, an denen ein Notariatskandidat als 
Voraussetzung für die Zulassung zur Notariatsprüfung teilzunehmen hat, 
über sonstige verpflichtende Aus- und Fortbildungsveranstaltungen für 
Notariatskandidaten, über verpflichtende Fortbildungsveranstaltungen für 
Notare sowie über die Schaffung von Einrichtungen der 
Personenversicherung nach Z 5; 

 9. bis 12. …  9. bis 12. … 

XIII. Hauptstück XIII. Hauptstück 
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 2015 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 2015 

§ 189. (1) bis (9) … § 189. (1) bis (9) … 
 (10) § 36a Abs. 3, § 36b Abs. 7, 8 und 9 sowie § 36c Abs. 5 in der Fassung 

des Elektronische Notariatsform-Gründungsgesetzes, BGBl. I Nr. xx/20xx, treten 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
mit dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft. § 69b, 
§ 79 Abs. 1, 2, 2a, 5, 6 und 9 sowie § 140a Abs. 2 Z 8 in der Fassung dieses 
Bundesgesetzes treten mit 1. Jänner 2019 in Kraft. 
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